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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 

1977 und das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz geändert werden („Teil-

pension“)  

 

 

Die Bundesarbeitskammer erlaubt sich nach Anhörung der Kammern für Arbeiter und 

Angestellte in den Bundesländern folgende Anmerkungen zum oa Gesetzesentwurf: 

 

Zusammenfassung und grundsätzliche Anmerkungen 

 

Die Einführung einer Teilpension genannten neuen Leistung der Arbeitslosenversiche-

rung ist Bestandteil des Koalitionsübereinkommens der derzeitigen Bundesregierung 

und ein Element zur Erreichung eines zentralen sozial- und arbeitsmarktpolitischen 

Zieles der Bundesregierung die Anhebung des faktischen Pensionsantrittsalters auf 

zumindest 60,1 Jahre.  

 

Als solches wird der vorliegende Gesetzesentwurf von uns unterstützt. Denn die Teil-

pension stellt mit ihrer 100%igen Abdeckung der Mehrkosten für ArbeitgeberInnen bei 

Teilzeitvereinbarungen mit Lohnausgleich einen weiteren Anreiz für ArbeitgeberInnen 

dar, ArbeitnehmerInnen bis zum gesetzlichen Pensionsantrittsalter zu beschäftigen. Für 

ArbeitnehmerInnen ist die der Altersteilzeit nachgebildete Teilpension eine Möglichkeit, 

ihre Arbeitslast am Ende ihrer Erwerbskarriere ohne allzu große finanzielle Einbußen 

und unter Wahrung ihrer vollen pensionsversicherungsrechtlichen Ansprüche zu redu-

zieren.  

 

Weiters wird durch die Verankerung dieser Leistung in der Arbeitslosenversicherung 

klargestellt, dass der Bezug der Teilpension keinen auch nur teilweisen Pensionsantritt 

darstellt. Das sollte politische Streitigkeiten beim Monitoring und der Evaluierung der  
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gesetzten Maßnahmen im Hinblick auf ihre Wirkungen auf die Entwicklung des fakti-

schen Pensionsantrittsalters ebenso vermeiden wie eine Schmälerung der Pensions-

höhe ab dem eigentlichen Pensionsantritt durch den Bezug der gegenständlichen Leis-

tung. 

 

Dennoch gibt es aus unserer Sicht folgende zentrale Kritikpunkte am Entwurf: 

 

 Wir erwarten jedenfalls bis 2018 keine großen Auswirkungen durch die Einführung 

der Teilpension und damit einen relativ geringen Beitrag zum generellen Ziel der 

Anhebung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters. Dafür wäre zunächst ein 

Rechtsanspruch der ArbeitnehmerInnen auf diese Leistung notwendig. Außerdem 

müsste diese Leistung in ein System arbeitsrechtlicher und monetärer Anreize für 

ArbeitgeberInnen eingebettet sein, ältere ArbeitnehmerInnen bis zu ihrem gesetzli-

chen Pensionsantrittsalter auch zu beschäftigen. Die längst überfällige Umsetzung 

des ebenfalls im Regierungsübereinkommen verankerten „bonus-malus-Modell“ 

und ein stärkerer Bestandschutz für ArbeitnehmerInnen generell (etwa durch 

Rechtswidrigkeit von Kündigung während Krankheit) wären aus unserer Sicht not-

wendige Begleitmaßnahmen zur Einführung der Teilpension. 

Diese Schritte sind uE umgehend zu setzen. Denn die Arbeitsmarktentwicklung 

zeigt deutlich, dass es mehr als nur zusätzliche Förderangebote an ArbeitgeberIn-

nen braucht (und eine solche ist ja auch die Teilpension), soll der Großteil der Un-

ternehmen endlich auch Beiträge zur Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsal-

ters durch höhere Beschäftigung von ArbeitnehmerInnen in den letzten fünf bis 

zehn Jahren vor dem gesetzlichen Pensionsantrittsalter leisten.  

 

 Die Teilpension ist über ihre Anknüpfung an die Erfüllung der Voraussetzungen für 

die Korridorpension bis 2028 ausschließlich Männern vorbehalten und leistet damit 

keinen Beitrag zur Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters für Frauen.  

 

 Die Finanzierung der Teilpension soll anteilig durch die Pensionsversicherung er-

folgen, die Formulierungen im Gesetzesentwurf sowie in den Erläuternden Bemer-

kungen dazu sind jedoch sehr vage. Der Gesetzgeber sollte uE die befassten Bun-

desminister doch stärker binden, der Grundsatz einer überwiegenden Finanzierung 

der Teilpension aus der Pensionsversicherung wäre uE zumindest in den Erläu-

ternden Bemerkungen festzuhalten. 

 

 Die Teilpension wird vom Arbeitsmarktservice (AMS) zu administrieren sein. Ange-

sichts der stark steigenden Arbeitslosigkeit und der bereits derzeit äußerst ange-

spannten personellen Ressourcen des AMS wäre aus unserer Sicht eine Berück-

sichtig der Mehrbelastungen im Stellenplan des AMS mehr als gerechtfertigt und 

notwendig. Eine solche ist aber weder in diesem Entwurf noch im  Bundesfinanz-

rahmen bis 2019 erkennbar. 
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Zu den Bestimmungen im Einzelnen: 

 

Artikel 1 Z 1 und 2 des Entwurfes: keine Anmerkungen 

 

Artikel 1 Z 3 des Entwurfes „Teilpension – erweiterte Altersteilzeit“ 

 

§ 27 a Abs 1 AlVG 

 

Wie oben schon ausgeführt, ist unserer Ansicht nach die Teilpension mit einem 

Rechtsanspruch für ArbeitnehmerInnen auszustatten (so wie im Übrigen auch die 

„normale“ Altersteilzeit).  

 

Weiter ist zumindest in den Erläuternden Bemerkungen klarzustellen, dass die An-

spruchsvoraussetzung „Anspruch auf eine Korridorpension erfüllen“ auch dann gege-

ben ist, wenn die betreffenden ArbeitnehmerInnen einen Anspruch auf die sogenannte 

„Hacklerpension“ haben, um eine zu enge Auslegung in der Vollzugspraxis des AMS zu 

verhindern.  

 

Besonders wichtig ist uns aber bei dieser Bestimmung, dass auch Frauen der Zugang 

zur Teilpension vor dem Jahr 2028 ermöglicht wird: Das könnte entweder dadurch er-

reicht werden, dass die Teilpension Frauen zur Verfügung steht, die eine vorzeitige 

Alterspension in Anspruch nehmen könnten. Eine andere Möglichkeit wäre der Verzicht 

auf die Anspruchsvoraussetzung „Erfüllung der Anspruchsvoraussetzung auf Korridor-

pension“ und ihr Ersatz durch eine qualifizierte Anzahl von Versicherungsmonaten in 

der Arbeitslosen- und Pensionsversicherung. 

 

§ 27 a Abs 4 AlVG 

 

Wir bedauern, dass die Einführung der Teilpension der ohnehin äußerst angespannten 

personellen Ressourcen des AMS nicht zu administrativen Erleichterungen sowohl 

beim Vollzug der Teilpension als auch der Altersteilzeit genutzt wurde. Aus unseren 

Erfahrungen in den Gremien des AMS stellt insbesondere die Berücksichtigung von 

bereits geringen Lohnerhöhungen beim Altersteilzeitgeld an ArbeitgeberInnen einen 

massiven Verwaltungsaufwand dar.  Deutlich großzügigere Pauschalien als die vorge-

sehenen € 20,-- monatlich könnten eine markante administrative Entlastung für das 

AMS bedeuten. Unternehmen ist sicherlich zumutbar, wenn Lohnerhöhungen bis zu 

€ 100,-- zu keiner Anpassung des „erweiterten“ oder normalen Altersteilzeitgeldes füh-

ren. 

 

 
 

 

Rudi Kaske       Alice Kundtner 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 
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